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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 2016) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/9300 
Ergänzung Drucksache 16/10150 

Einzelplan 11 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales 

Bericht über das Ergebnis der Beratungen des 

Integrationsausschusses 

Votum an den Haushalts- und Finanzausschuss 

Der Einzelplan 11, Zuständigkeitsbereich des Ausschusses, wird in der geänderten Fassung 
des angenommenen Änderungsantrags der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
(vgl. Anlage) angenommen. 





Bericht 

A Allgemeines 

Der Gesetzentwurf über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein­
Westfalen für das Haushaltsjahr 2016 - Haushaltsgesetz 2016 - Drucksache 16/9300 - wurde 
vom Plenum in seiner 91. Sitzung nach der 1. Lesung am 3. September 2015 an den 
Haushalts- und Finanzausschuss - federführend - sowie an die zuständigen Fachausschüsse 
zur Mitberatung überwiesen mit der Maßgabe, dass die Beratung des Personalhaushalts 
einschließlich aller personalrelevanten Ansätze im Haushalts- und Finanzausschuss unter 
Beteiligung seines Unterausschusses "Personal" erfolgt. 

Die Ergänzung zum Haushalt - Drucksache 16/10150 - wurde von der Landesregierung am 
12. November 2015 eingebracht. 

Der Einzelplan 11 (Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales) wurde, soweit er in die 
Zuständigkeit des Integrationsausschusses fällt, in dessen Sitzungen am 16. September 
2015,21. Oktober 2015 und 18. November 2015 beraten. 

In die Beratungen des Ausschusses floss zudem der Erläuterungsband des Ministeriums für 
Arbeit, Integration und Soziales (Vorlage 16/3176) mit ein. 

Die schriftlichen Fragen der Fraktionen wurden seitens der Landesregierung mit Vorlage 
16/3306 beantwortet. 

Die abschließende Beratung und Abstimmung fand in der Sitzung am 18. November 2015 
statt. 

B Änderungsanträge der Fraktionen 

Zu dem Einzelplan 11 stellten die Fraktionen der SPD und Bündnis gO/Die Grünen einen 
gemeinsamen Änderungsantrag (vgl. Anlage). Der Änderungsantrag wurde zur Abstimmung 
gestellt. Eventuelle weitere Änderungsanträge der Fraktionen werden im Haushalts- und 
Finanzausschuss eingebracht und dort zur Abstimmung gestellt. 

C Abstimmung 

Die Abstimmungen über den Änderungsantrag und die Schlussabstimmung über den 
Einzelplan 11, Zuständigkeitsbereich des Ausschusses, erfolgten wie folgt: 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und Bündnis gO/Die Grünen betreffend Kapitel 
11060 "Gesellschaftliche Teilhabe und Integration Zugewanderter", neuer Titel 63320 
"Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände - Einwanderung gestalten" 

Der Änderungsantrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und Bündnis gO/Die 
Grünen gegen die Stimmen der Fraktion der CDU bei Enthaltung der Fraktionen der FDP 
und PIRATEN angenommen. 

In der anschließenden Abstimmung wurde der Einzelplan 11 in der geänderten Fassung, 
soweit er den Zuständigkeitsbereich des Integrationsausschusses betrifft, mit den Stimmen 
der Fraktionen der SPD und Bündnis gO/Die Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU, FDP und PIRATEN angenommen. 

Arif Ünal 
Vorsitzender 





Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag­
steller 

(Fraktionl 
en) 

SPD 
Grüne 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2016 

Antrag 
(evtl. Begründung) 

Kapitel 11 060 Gesellschaftliche Teilhabe und Integration Zugewanderter 
Neuer Titel 633 20 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 

Einwanderung gestalten 

Erhöhung des Baransatzes 

2016 Ansatz It. HH 2015 

von 0 Euro o Euro 
um 4.410.000 Euro 
auf 4.410.000 Euro 

Begründung: 
Die stark steigenden Migrationszahlen erfordern eine Überprüfung und ggf. Anpassung der 
behördlichen und institutionellen Strukturen in den Kommunen. Das Land NRW fördert im 
Rahmen des Projekts "Einwanderung gestalten" gezielt Kommunen, die sich bereit erklären, 
selbstreflektiv ihre Strukturen entlang sich veränderter Bedarfe weiterzuentwickeln. Im Fokus 
steht hierbei die verstärkte Zusammenarbeit zwischen einzelnen Ämtern und Behörden im Sinne 
einer gelingenden Integration des/der Neuzugewanderten. 

Abstimmungs­
ergebnis 

SPD Ja 
CDU Nein 
GRÜNE Ja 
FDP Enth. 
PIRATEN Enth. 
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